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Antrag 

der Fraktionen CDU/CSU, SPD, BÜNDNIS 90/DiE GRÜNEN und F.D.P. 


Zur Lage in Kambodscha 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Der Deutsche Bundestag betont die Verantwortung, die die Bun- 
desrepublik Deutschland als Signatarstaat des 1991 geschlossen 
Abkommens von Paris für die weitere Entwicklung in Kambodscha 
übernommen hat. Diese Verantwortung hat ihren Ausdruck auch 
in der Beteiligung von Sanitätseinheiten der Bundeswehr am Frie- 
densprozeß gefunden. 

Der Deutsche Bundestag verurteilt die gewaltsame Veränderung 
des Wahlergebnisses von 1 993 durch den Staatsstreich Anfang Juli 
1997 in Kambodscha nachdrücklich. Erverurteilt insbesondere die 
schweren Menschenrechtsverletzungen, die im Gefolge der Ge- 
waltaktionen begangen und in einem Bericht der Vereinten Na- 
tionen dokumentiert worden sind. 

Für die Wiederherstellung der politischen Stabilität in Kambod- 
scha kommt es jetzt darauf an, daß die für den 26. Juli 1998 
vorgesehenen Parlamentswahlen tatsächlich stattfinden und daß 
diese in freier und fairer Weise unter Teilnahme aller kambod- 
schanischen Parteien durchgeführt werden. Voraussetzung dafür 
sind neben der Möglichkeit der ungehinderten Teilnahme der ins 
Ausland geflohenen Politiker, die Konstituierung des obersten Ver- 
fassungsrates, die Achtung der Presse- und Informationsfreiheit 
einschließlich des freien Zugangs zu den Medien für alle Parteien 
und ein Wahlgesetz, das internationalen Standards entspricht und 
damit freie, faire und allgemeine Wahlen ermöglicht. 

Für die Schaffung eines neutralen politischen Umfeldes zur Vor- 
bereitung und Durchführung der Wahlen ist es unerläßlich, daß 
das Nationale Wahlkomitee Kambodschas seinen Aufgaben un- 
abhängig und unbeeinflußt nachkommen kann. 
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Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

die Anstrengungen, welche von westlichen Geberländern und 
den ASEAN-Staaten zur Wiederherstellung der politischen 
Stabilität in Kambodscha und zur Durchführung freier und fai- 
rer Wahlen in den vergangenen Monaten unternommen wur- 
den, auch weiterhin uneingeschränkt zu unterstützen und sich 
auch auf der Ebene der Europäische Union und der Vereinten 
Nationen dafür einzusetzen; 

die Europäische Union dabei zu unterstützen, die Rückkehr 
und Teilnahme der ins Ausland geflohenen Politiker an den 
Wahlen, einen umfassenden Waffenstillstand sowie eine Un- 
tersuchung von Menschenrechtsverletzungen zu ermöglichen; 

sicherzustellen, daß eine finanzielle Beteiligung an der Wahl- 
vorbereitung ausgesetzt wird, sobald deutlich würde, daß der 
freie, faire und allgemeine Charakter der Wahlen nicht mehr 
gewahrt ist; 

ihre humanitäre Hilfe für die notleidende Bevölkerung Kam- 
bodschas sowie für die Flüchtlinge und Vertriebenen fortzu- 
setzen. 


Bonn, den 24. März 1998 

Dr. Wolfgang Schäuble, Michael Glos und Fraktion 
Rudolf Scharping und Fraktion 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
Dr. Hermann Otto Solms und Fraktion 
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